
1. Wenn sich aus dem Leistungsverzeich-
nis und aus weiteren verfügbaren Unter-
lagen die Bauausführung in bestimmter 
Weise nicht mit hinreichender Klarheit er-
gibt, der Auftragnehmer aber bei der Kal-
kulation maßgeblich darauf abstellen will, 
muss er versuchen, insoweit aufkom-
mende Zweifel vor Abgabe des Ange-
botes auszuräumen, wenn sich das mit 
zumutbarem Aufwand machen lässt. 
2. Der Bieter darf jedenfalls aus seiner 
Sicht gegebene Unklarheiten nicht durch 
eigene, für ihn günstigere Kalkulations-
annahmen ausfüllen, sondern muss die 
Reichweite der Ausschreibung klären. 
� OLG München, Urteil vom 27.04.2016  
� - 28 U 473/13 - 
� BGH, Beschluss vom 20.04.2017  
� (Nichtzulassungsbeschwerde zurückgewiesen)

Ein Auftragnehmer macht zusätzliche Ver-
gütung für die Bewehrung von Betonfer-

tigteilen nach Abschluss eines 
größeren Bauvorhabens gel-
tend. Der öffentliche Auftrag-
geber verweigert dies und ver-
weist auf das Leistungsverzeich-
nis, wonach in den Positionen 
1.4.14.1 ff. sowohl Betonstahl-
matten als auch Betonstahl mit 
entsprechenden Mengenvorga-
ben ausgeschrieben gewesen seien. Der Auftrag-
nehmer meint, es sei unüblich, auch die Beweh-
rung von Betonfertigteilen in einer solchen Po-
sition zusammenzufassen, außerdem seien die 
Mengen völlig aus dem Ruder gelaufen. Die 
unübliche Art der Ausschreibung stelle ein un-
gewöhnliches Wagnis dar, sodass er zusätzliche 
Vergütung geltend machen könne.

Die Entscheidung des Gerichts
Der Bundesgerichtshof bestätigt durch Zurück-
weisung der Nichtzulassungsbeschwerde des Un-
ternehmers die Entscheidung des OLG Mün-

chen. Dieses gestand dem Unternehmer den gel-
tend gemachten Nachtrag nicht zu, weil die feh-
lende Differenzierung der Ausschreibung für die 
Bewehrung dafür spreche, dass sämtliche für die 
Rohbauarbeiten benötigte Bewehrung mit den 
Positionen 1.4.14.1 ff. des LV ausgeschrieben 
seien. Auch die dort ausgewiesenen unzurei-
chenden Mengenangaben sprechen nicht dage-
gen, weil es bei einem Einheitspreisvertrag am 
Ende auf die tatsächlich benötigten Mengen an-
käme. Selbst wenn jedoch das Leistungsverzeich-
nis unstimmig gewesen wäre, hätte dies vom Auf-
tragnehmer aufgeklärt werden müssen. Denn 
nach seiner Interpretation des LV fehlte die Be-
wehrung der Betonfertigteile, was nicht richtig 
sein kann. In einem solchen Fall darf der Auftrag-
nehmer die aus seiner Sicht gegebenen Unklar-
heiten nicht durch eigene, für ihn günstigere Kal-
kulationsannahmen (Bewehrung nur für Ortbe-
ton) ausfüllen, sondern muss die Reichweite der 
Bewehrung der Ausschreibung klären. Tut er dies 
nicht, scheiden Ansprüche auf Mehrvergütung 

aus.

Hinweis für die Praxis
Vorliegend war der Anspruch 
schon deshalb nicht gegeben, weil 
das Leistungsverzeichnis aus Sicht 
der Gerichte eindeutig war. Ob 
allerdings Ansprüche auch dann 
ausscheiden, wenn die Leistung 

nicht eindeutig beschrieben ist, hängt von den 
Erkenntnismöglichkeiten des Bieters während 
der kurzen Angebotsphase ab. Denn es ist nicht 
seine Aufgabe, das Leistungsverzeichnis akribisch 
auf mögliche Fehler oder Ungereimtheiten zu 
überprüfen. Nur wenn sich ihm eine Lücke auf-
grund seines Fachwissens geradezu aufdrängen 
muss, trifft ihn die vom Gericht genannte Auf-
klärungspflicht. Wenn er in einem solchen Fall  
nicht aufklärt, sondern mit seinen für ihn gün-
stigen Kalkulationsannahmen spekuliert, soll er 
nach Auffassung der Gerichte bei der Schlussab-
rechnung hierfür nicht belohnt werden.� 

Aufklärungspflicht bei unklarer 
Leistungsbeschreibung

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

... gilt auch in der Bauwirtschaft, insbe-
sondere, wenn Investitionen finanziert 
werden müssen oder die Kontokorent-
linie nicht mehr ausreicht. Wer in sol-
chen Fällen unvorbereitet zu seiner 
Bank geht, riskiert die Ablehnung sei-
nes Kreditantrages. Wir haben in un-
serem Interview auf Seite 8 Herrn Di-
rektor Meyer von der Commerzbank 

gefragt, welche Voraussetzungen zu 
erfüllen sind, um bei der Beantragung 
von Krediten erfolgreich zu sein. 

Ansonsten kommentieren wir wieder 
interessante Entscheidungen aus der 
letzten Zeit. Dazu gehören zwei Urteile 
zur Nachtragsfähigkeit von Mehrmen-
gen beim Bewehrungsstahl, was von 
den Gerichten abschlägig beschieden 
wurde. Auf Seite 5 kommentiert unser 
Spezialist für Miet- und WEG-Recht, 
Herr Rechtsanwalt Martin Krah, die 
Entscheidung des Landgerichtes Ber-
lin zur Verfassungswidrigkeit der Miet-
preisbremse. Schließlich finden Sie auf 
Seite 7 wieder unser Seminarpro-
gramm für den Winter 2017/2018, in 
dem wir insbesondere das neue Bau-
vertragsrecht des BGB vorstellen.
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Spekulation nicht 
belohnt werden



Die in Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen des Auftraggebers eines Ein-
heitspreisvertrags enthaltene Klausel 
„Die dem Angebot des Auftragnehmers zu-
grunde liegenden Preise sind grundsätzlich 
Festpreise und bleiben für die gesamte Ver-
tragsdauer verbindlich.“ benachteiligt den 
Auftragnehmer unangemessen und ist 
daher unwirksam.  
� [Amtlicher Leitsatz] 
 � BGH, Urteil vom 20.07.2017   
� -  VII ZR 259/16 - 

Die Klägerin macht Restwerklohn geltend. 
Die Parteien schlossen einen Einheits-

preisvertrag über die Ausführung von Erd-, 
Maurer- und Betonarbeiten bei einem Neubau. 
In dem seitens des beklagten Auftraggebers ge-
stellten Vertragsmuster findet sich die Klausel 
„Die dem Angebot des Auftragnehmers zugrunde 
liegenden Preise sind grundsätzlich Festpreise und 
bleiben für die gesamte Vertragsdauer verbind-
lich.“ Im Vergleich zu den im Auftragsleistungs-
verzeichnis angegebenen Mengen kam es zu 
Mehr- und Minderleistungen. Hieraus errech-
nete die Klägerin eine „Umsatzreduzierung“ in 
Höhe von € 141.493,45. Massenänderungen 
von weniger als 10 % ließ sie au-
ßer Betracht. In ihre Schluss-
rechnung vom 17.12.2014 stell-
te die Klägerin eine Position 
ein, mit der sie den im Hinblick 
auf die Umsatzreduzierung an-
gefallenen Umlagenausgleich 
verlangt. Insoweit beruft sich 
die Klägerin auf § 2 Abs. 3 
VOB/B. Für diese Position macht die Klägerin 
eine Forderung von € 8.377,98 geltend. Die 
Beklagte lehnte die Zahlung ab.

die entscheidung des gerichts
Nachdem Klage und Berufung erfolglos waren, 
hebt der BGH das Urteil des Berufungsgerichts 
auf und weist den Rechtsstreit an das Beru-
fungsgericht zurück. Der BGH ist der Auffas-
sung, dass die zitierte Klausel AGB-widrig und 
deshalb unwirksam ist. Nach § 307 BGB ist ei-
ne Allgemeine Geschäftsbedingung unwirk-

sam, wenn diese den Vertragspartner des Ver-
wenders nach Treu und Glauben unangemes-
sen benachteiligt. Eine solche unangemessene 
Benachteiligung des klagenden Auftragneh-
mers sieht der BGH als gegeben an. Der BGH 
meint, dass diese Klausel nicht nur Preisanpas-
sungen gemäß § 2 Abs. 3 VOB/B entgegen-
steht, sondern auch Preisanpassungen gemäß 
§ 313 BGB nach den Grundsätzen des Wegfalls 
der Geschäftsgrundlage verhindern soll. Inso-
weit sieht der BGH eine unangemessene Be-
nachteiligung, weil die Klägerin in Fällen, in 
denen ihr ein Festhalten an den vereinbarten 
Preisen unzumutbar wäre, an den unverän-
derten Vertragspreis festgehalten würde. Folge 
der Unwirksamkeit der zitierten Klausel ist, 
dass der Klägerin eine Preisanpassung nach § 2 
Abs. 3 VOB/B zusteht. 

Hinweis für die Praxis
Die zitierte Klausel findet sich in dieser oder in 
ähnlicher Form in vielen Bauverträgen. Nach 
dem Urteil des BGH steht nunmehr fest, dass 
diese Klausel unwirksam ist. Haben die Par-
teien die Einbeziehung der VOB/B vereinbart, 
findet dann hinsichtlich der Preisanpassungen 
wegen Massenänderungen § 2 Abs. 3 VOB/B 

Anwendung. Damit der Auf-
tragnehmer im Falle von Mas-
senmehrungen oder -minde-
rungen seine Preisanpassungs-
ansprüche gegenüber dem Auf-
traggeber durchsetzen kann, ist 
es jedoch zusätzlich erforder-
lich, dass der Auftragnehmer 
seinen Anspruch auf Preisan-

passung darstellt. Er hat hierzu auf Basis seiner 
Urkalkulation die Einzelkosten der anzupas-
senden Teilleistung sowie die von ihm für All-
gemeine Geschäftskosten, Baustellengemein-
kosten sowie Wagnis und Gewinn angesetzten 
Anteile darzulegen. Fehlt eine plausible Dar-
stellung, so hat der Auftragnehmer keinen Zah-
lungsanspruch gegen den Auftraggeber. Aller-
dings kann § 2 Abs. 3 VOB/B durch eine Klau-
sel im Vertrag ausgeschlossen werden. Insofern 
ist jeder Einzelfall gesondert zu prüfen. � 

Einheitspreise sind keine 
Festpreise

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals
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Der Auftragnehmer muss bei einem Ein-
heitspreis mit Mehrmengen rechnen – sie 
sind regelmäßig keine andere Leistung! 
� OLG Celle, Urteil vom 15.03.2017  
� - 14 U 42/14

Das Gericht hatte darüber zu befinden, ob 
dem Auftragnehmer wegen nachträglich 

aufgetretener Mehrmengen beim Betonstahl 
ein Nachtrag nach § 2 Abs. 5 VOB/B zustünde. 
Nach dem (Einheitspreis-)Ver-
trag hatte der Auftragnehmer 
Betonstahl „entsprechend sta-
tischer und konstruktiver Er-
fordernisse“ einzubauen. Die 
Statik hatte der Auftragnehmer 
selbst zu erstellen. Der Auftrag-
nehmer begründete seine Nach-
tragsforderung mit Erschwer-
nissen, die infolge beengter Arbeitsräume ent-
standen seien, indem die 1,4-Fache Menge 
Stahl im selben Raum untergebracht werden 
musste. Hierdurch sei eine technisch und zeit-
lich deutlich aufwändigere Leistung zu erbrin-
gen gewesen. Die „drastische“ Mengenmeh-
rung sei bei Auftragserteilung nicht erkennbar 
gewesen.

Die Entscheidung des Gerichts
Das OLG Celle wies die Nachtragsforderung 
zurück. Es stellte diesbezüglich u. a. klar, dass 
der Auftragnehmer sich nicht darauf verlassen 
durfte, lediglich die ausgeschriebene Menge Be-
tonstahl zu verbauen. Dies folge schon aus dem 
Hinweis, dass die statischen und konstruktiven 
Erfordernisse zu beachten seien. Dem Auftrag-
nehmer war auch von Beginn an (bei Auftrags-
erteilung) klar, dass er die Statik erst zu einem 
späteren Zeitpunkt (nach Auftragserteilung) er-
stellen würde müssen, aus der sich nähere Er-
kenntnisse zur tatsächlich erforderlichen Stahl-
menge (nach „statischen Erfordernissen“) erge-
ben könnten. Von daher konnte kein Zweifel 
bestehen, dass der ausgeschriebene Mengenvor-
dersatz lediglich eine unverbindliche Mengen-
schätzung war, insbesondere wenn eine (noch 
ausstehende) statische Berechnung der Aus-
schreibung ersichtlich nicht zugrunde lag. 

Wenn aber ohne Statik der Bewehrungs-
grad und damit die Stahlmenge nicht sicher 
feststand und der Auftragnehmer bei Ausfüh-
rung nach „statischen und konstruktiven Er-
fordernissen“ auch Planungsleistungen über-
nommen hat, hätte die bestehende Ungewiss-
heit über die tatsächlich erforderlichen Men-
gen entsprechend in die ursprüngliche Kalku-
lation der Einheitspreise einfließen können. 
Das OLG Celle erteilte daher der Auffassung 

des Auftragnehmers eine Absa-
ge, wonach bei einer bloß gro-
ben Schätzung des Vordersatzes 
in der Ausschreibung das Risiko 
einer deutlichen Erhöhung der 
Stahlmenge beim Ausschrei-
benden liegen solle. Ein Mehr-
vergütungsanspruch nach § 2 
Abs. 5 VOB/B sei nicht gege-

ben, weil bloße Erschwernisse für die ursprüng-
lich geschuldete Vertragsleistung keine dem 
Auftraggeber zurechenbare Änderungen der 
Preisgrundlagen seien. 

Hinweis für die Praxis
Das Urteil bringt zum Ausdruck, dass der Auf-
tragnehmer bei der Kalkulation seines Ange-
botspreises das Risiko berücksichtigen muss, 
dass bei der Ausführung der tatsächlich erfor-
derlichen Mengen Erschwernisse auftreten 
können, jedenfalls sofern bei Angebotsabgabe 
erkennbar ist, dass die ausgeschriebenen Men-
gen ggf. nicht auskömmlich sein könnten. Da-
durch bedingte – und insofern „erkennbare“ – 
Erschwernisse stellen keine andere Leistung dar 
als der Auftragnehmer nach dem Vertrag ohne-
hin schon schuldete. Allerdings ist zu betonen, 
dass es letztlich eine Einzelfallbetrachtung nach 
der individuellen Auslegung des jeweiligen Ver-
trages und der Begleitumstände ist, wie das Ri-
siko solcher Erschwernisse zwischen den Bau-
vertragsparteien zu verteilen ist. Abgesehen da-
von wurde im Verfahren vor dem OLG Celle 
von der Klägerpartei wohl übersehen, dass sich 
eine Preisanpassung auch nach § 2 Abs. 3 
VOB/B hätte ergeben können (1,4-Fache Men-
ge!), worüber sich das Urteil nicht verhielt. �

Nachtragsfähigkeit von 
Mehrmengen bei Betonstahl 

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

Normaler Verschleiß  
oder Mangel?

Der Bundesgerichtshof hat in den ver-
gangenen 15 Jahren die Mängelhaftung 
des Werkunternehmers deutlich ver-
schärft. Der juristische „Trick“, den der 
Bundesgerichtshof anwendet, besteht 
darin, dass einseitige Erwartungen des 
Auftraggebers in stillschweigende Be-
schaffenheitsvereinbarungen „umgedeu-
tet“ werden. Die letzte Entscheidung des 
Bundesgerichtshofes hierzu hatte fol-
genden Inhalt:

Ein Maler soll eine Halle in einer Groß-
bäckerei weiß anstreichen. Vor Beginn 
der Arbeiten wird ein Farbmuster ange-
legt. Nach der Besichtigung der Probe-
fläche erhält der Maler den Auftrag. 
Nachdem ein erheblicher Teil der Arbei-
ten ausgeführt war, kam es zu einer Un-
terbrechung von etwas mehr als sechs 
Monaten. Nachdem der Maler anschlie-
ßend die Arbeiten wieder aufnahm, stell-
te der Auftraggeber fest, dass die neu 
gestrichenen Flächen weißer waren als 
die vor sechs Monaten gestrichenen 
Flächen, die teilweise schon vergilbt und 
fleckig waren. Hierüber kommt es zum 
Streit und anschließend zur Kündigung 
des Vertrages.

Nachdem der Maler vor dem Landge-
richt und dem Oberlandesgericht noch 
gewonnen hatte, erklärt der Bundesge-
richtshof, dass die Großbäckerei nicht 
darüber aufgeklärt wurde, dass die wei-
ße Farbe schon nach einigen Monaten 
vergilben könne und deshalb die be-
rechtigte Erwartung gehabt hätte, dass 
eine weiße Farbe deutlich länger weiß 
bleibe. Weil dies nicht der Fall war, sei 
die Leistung des Malers mangelhaft ge-
wesen und müsse nicht bezahlt werden.

Für den Werkunternehmer bedeutet di-
es, dass überall dort, wo es innerhalb 
der vereinbarten Gewährleistungsfrist zu 
einem Verschleiß oder Teilversagen von 
Leistungen kommen kann, unbedingt ein 
Haftungsausschluss vereinbart werden 
muss, wenn sich der Werkunternehmer 
nicht der Haftung aussetzen will. 

Aktuelles

Kein Nachtrag, 
wenn Statik 
zu späterem 

Zeitpunkt 
erstellt wird



Rechtsprechung - BFH-Urteil vom 
23.02.2017 – V R 16/16 

Der BFH hat in Bezug auf Bauträgerfälle ent-
schieden, dass eine Umsatzsteuerfestset-

zung nach § 27 Abs. 19 S. 1 Umsatzsteuergesetz 
(UStG) gegenüber dem leistenden Unternehmer 
nur dann zu seinen Ungunsten geändert werden 
kann, wenn ihm ein abtretbarer Anspruch auf 
Zahlung der gesetzlich entstandenen Umsatzsteu-
er (USt) gegen den Leistungsempfänger zusteht. 

Reaktion der Finanzverwaltung 
– BMF-Schreiben vom 26.07.2017
Auf die Entscheidung des BFH vom 23.02.2017 
hat die Finanzverwaltung mit dem BMF-Schrei-
ben vom 26.07.2017 reagiert und 
die Rechtsprechung übernom-
men:

Beantragt demnach ein 
Leistungsempfänger für ei-
ne vor dem 15.02.2014 
ausgeführte steuerpflichti-
ge Bauleistung die Erstat-
tung der von ihm nach 
§ 13b UStG angemeldeten und abge-
führten USt, ist die gegen den leistenden 
Unternehmer wirkende Umsatzsteuerfest-
setzung nach § 27 Abs. 19 Satz 1 UStG für 
noch nicht festsetzungsverjährte Besteue-
rungszeiträume (§ 169 Abs. 1 AO) zu än-
dern. Dies soll aber nur dann erfolgen, 
wenn dem leistenden Unternehmer ein ab-
tretbarer Anspruch auf Zahlung der ge-
setzlich entstandenen USt gegen den 
Leistungsempfänger zusteht oder zugestan-
den hat.
Die Steuerfestsetzung kann gegenüber 
dem leistenden Unternehmer daher auch 
dann nach § 27 Abs. 19 Satz 1 UStG geän-
dert werden, wenn dem leistenden Unter-
nehmer im Zeitpunkt der Änderung des-
halb kein zivilrechtlicher Anspruch gegen-
über dem Leistungsempfänger mehr zu-
steht, weil dieser bereits durch Erfüllung 
oder Verzicht erloschen ist.

Im Weiteren führt das BMF zur zivilrechtlichen 
Geltendmachung der Umsatzsteuer durch den lei-

•

•

stenden Unternehmer gegenüber dem Leistungs-
empfänger wie folgt aus:

Der Leistende kann in den Fällen des § 27 
Abs. 19 S. 1 UStG die USt zusätzlich zum 
Netto-Entgelt geltend machen (Rz. 6a des 
BMF-Schreibens).
Der Anspruch des Leistenden ergibt sich 
in der Regel aus § 313 Abs. 1 BGB, wenn 
der leistende Unternehmer und der 
Leistungsempfänger bei der Leistungser-
bringung von einer Steuerschuldnerschaft 
des Leistungsempfängers ausgegangen 
sind. 
Der Anspruch kann sich auch aus § 313 
Abs. 2 BGB oder aufgrund einer ergän-
zenden Vertragsauslegung nach § 157 BGB 

ergeben.
In den Fällen, in denen die Ver-
tragspartner ein Abtretungsver-
bot vereinbart haben, ist dieses 
nach § 354a Abs. 1 Satz 1 HGB 
suspendiert und steht einer An-
wendung des § 27 Abs. 19 Satz 1 
UStG nicht entgegen.
Der Anspruch entsteht in dem 

Zeitpunkt, in dem der Leistungsempfän-
ger einen Antrag auf Änderung seiner Um-
satzsteuerfestsetzung stellt. 

Fazit: 
Die Entscheidung des BFH im Verfahren  
V R 16/16 ist erfreulich, da damit vier Jahre nach 
der die „Bauträgerfälle“ auslösenden Entschei-
dung V R 37/10 wieder Rechtssicherheit in Bau-
trägerfällen eintreten dürfte. 

Der BFH führt in seinem Urteil aus, dass der 
leistende Unternehmer einen Anspruch auf Ver-
tragsanpassung aus § 313 Abs. 1 BGB hat, weil es 
aufgrund des BFH-Urteils v. 22.08.2013 – V R 
37/10 zu einer „schwerwiegenden“ Veränderung 
(Rz 52) in Bezug auf die Person des Steuerschuld-
ners als Vertragsgrundlage gekommen ist. 

Sowohl BFH als auch BMF weisen darauf hin, 
dass die Abtretung als solche keine Rechnungser-
teilung mit Steuerausweis erfordert. Gleichwohl 
ist der gesonderte Steuerausweis Bedingung für 
die „Erfüllungswirkung“ des § 27 Abs. 19 Satz 4 
UStG – also der Erfüllung an Zahlungsstatt.� 

•

•

•

•

•

„Bauträgerfälle“: Neues aus 
Rechtsprechung und Verwaltung

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

Wichtiges  
BFH-Urteil 

durch BMF für  
allgemein an-

wendbar erklärt

Dr. Annette Funk 
Steuerberaterin

Partnerin bei 
Dieckert Recht und Steuern

Wir freuen uns, Ihnen mitteilen zu 
können, dass die langjährige Leite-
rin unseres Steuerbereiches, Frau 
Dr. Annette Funk, nunmehr auch 
Partnerin der Sozietät DIECKERT 
Recht und Steuern geworden ist. 

Frau Dr. Funk trägt in unserer Kanz-
lei die Verantwortung für die Betreu-
ung der Mandanten im Bereich 
Rechnungswesen und Steuerbera-
tung. Dies betrifft insbesondere un-
sere Mandanten aus dem Baube-
reich, bei denen sowohl bei der Um-
satzbesteuerung (siehe nebenste-
henden Beitrag) als auch bei der Bi-
lanzierung Besonderheiten zu be-
achten sind. Wir können hier auf 
langjährige Erfahrungen zurück-
schauen, auch und insbesondere 
bei der steueroptimierten Erstellung 
von Jahresabschlüssen, der Investi-
tionsplanung sowie der Begleitung 
bei Betriebsprüfungen.

Frau Dr. Funk ist auch als Referen-
tin tätig, beispielsweise im Wirt-
schaftsausschuss der Fachgemein-
schaft Bau Berlin-Brandenburg e. V. 
und wirkt an der fachübergreifenden 
Beratung im Bereich der Unterneh-
mensgründung, Unternehmens-
nachfolge sowie bei der Sanierung 
von Unternehmen mit. Sie steht Ih-
nen bei allen steuerrelevanten Fra-
gestellungen als Ansprechpartnerin 
zur Verfügung.

Aktuelles
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Wesentlich Gleiches wird ungleich behandelt! 
� LG Berlin, Beschluss vom 14.09.2017  
� - 67 S 149/17 

Die Mietpreisbremse wurde zum 1. Juni 
2015 eingeführt. Sie gilt für bestimmte 

Ballungsgebiete mit angespannten Wohnungs-
märkten und soll den Anstieg bei der Wieder-
vermietung deckeln. Festgelegt ist, dass die Mie-
te den örtlichen Vergleichswert höchstens um 
zehn Prozent überschreiten darf. Ausgenommen 
sind Neubauten und Wohnungen, für die der 
Vormieter bereits eine Miete gezahlt hatte, die 
über dem erlaubten Wert liegt.

Schon während des höchst umstrittenen Ge-
setzgebungsverfahrens bei der Einführung der 
Begrenzung der Wiedervermie-
tungsmiete wurden verfassungs-
rechtliche Bedenken geäußert.

Während die Rechtspre-
chung in ersten Urteilen die ent-
sprechenden Regelungen für 
verfassungsgemäß erklärte, hat 
die 67. Kammer des Landge-
richts Berlin kurz vor der Bun-
destagswahl am 14.09.2017 im Rahmen eines 
Hinweisbeschlusses die gegenteilige Auffassung 
vertreten.

Die Entscheidung des Gerichts
Die Verfassungswidrigkeit ergibt sich nach An-
sicht der Kammer aus zwei Verstößen gegen 
Art. 3 GG. Gemäß Art. 3 GG muss der Gesetz-
geber wesentlich Gleiches gleich behandeln. Eine 
Ungleichbehandlung muss hinreichend gerecht-
fertigt sein.

Die Regelung der sogenannten „Mietpreis-
bremse“ begrenzt die zulässige Neuvermietung 
auf 110 % der ortsüblichen Vergleichsmiete. Der 
bundesweite Wohnungsmietmarkt sei jedoch er-
heblichen regionalen und kommunalen Unter-
schieden unterworfen. So belaufe sich die Miete 
in Berlin auf € 6,46/m², während in München 
durchschnittlich € 12,28/m² gezahlt werden. Mit 
der prozentualen Begrenzung habe der Gesetzge-
ber eine Bezugsgröße gewählt, die Vermieter in 
verschiedenen Städten ohne tragfähige Sachgrün-
de wesentlich ungleich treffe. So würden Vermie-

ter in Kommunen mit einer vergleichsweise nied-
rigen ortsüblichen Vergleichsmiete erheblich här-
ter getroffen als die mit einer vergleichsweise ho-
hen. 

Zudem liege eine ungerechtfertigte Ungleich-
behandlung darin, dass Vermieter, die bereits mit 
dem Vormieter eine höhere Miete vereinbart hat-
ten, diese auch vom neuen Mieter zulässigerweise 
verlangen dürfen. Das sei besonders deswegen 
unfair, weil hier gerade die Vermieter bevorzugt 
würden, die maßgeblich an den Mietpreissteige-
rungen beteiligt waren.

Hinweis für die Praxis
Es bleibt abzuwarten, wie sich das Bundesverfas-
sungsgericht zu dieser Thematik äußert. Nur 

diesem steht das Recht zu, ab-
schließend über die Verfassungs-
mäßigkeit der entsprechenden 
Regelungen zu urteilen.

Der Eigentümerverband 
Haus & Grund Deutschland be-
grüßt die Auffassung der Berliner 
Richter und fordert, die Miet-
preisbremse abzuschaffen. So se-

hen dies auch der Bundesverband Freier Immo-
bilien- und Wohnungsunternehmen (BFW), der 
dem Beschluss „bundesweite Signalwirkung“ 
beimisst, der Bundesverband deutscher Woh-
nungs- und Immobilienunternehmen (GdW) 
und der Zentrale Immobilien Ausschuss (ZIA). 

Der Deutsche Mieterbund verweist hingegen 
darauf, dass allein das Bundesverfassungsgericht 
gesetzliche Regelungen für verfassungswidrig er-
klären könne und verleiht dem Beschluss des 
LG Berlin das Prädikat „Viel Lärm um nichts“.

Politisch bleibt die Diskussion kontrovers. So 
warf die SPD Kanzlerin und CDU-Chefin An-
gela Merkel vor, kein Konzept gegen steigende 
Mieten zu haben. Die Sozialdemokraten fordern 
eine Verschärfung der Regelung. Die Union will 
stattdessen dafür sorgen, dass mehr Wohnungen 
gebaut werden.

Für die Bauwirtschaft wäre eine zeitnahe Ent-
scheidung förderlich, da sie Planungssicherheit 
für Investoren schafft und den Wohnungsbau 
auch in Regionen, die von der Mietpreisbremse 
betroffen sind, attraktiver macht. � 

Landgericht Berlin: Mietpreis-
bremse ist verfassungswidrig!

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

Keine Bevorzu-
gung von Ver-
mietern, die an 

Mietsteigerungen 
beteiligt werden

Vorstellung 
RA Martin Krah

Tätigkeitsschwerpunkt:
Miet- und WEG-Recht

Wir freuen uns, Ihnen unseren neuen 
Kollegen, Herrn Rechtsanwalt Martin 
Krah, vorzustellen. Herr Krah war 
mehrere Jahre in einer Kanzlei in Er-
furt tätig gewesen und ist angehender 
Fachanwalt für Miet- und Wohnungs-
eigentumsrecht. Er betreut damit seit 
Juli 2017 ein Ressort, das den bau- 
und architektenrechtlichen Schwer-
punkt unserer Kanzlei ergänzt und 
Synergien beider Rechtsgebiete im 
Fokus hat. 

Rechtsanwalt Krah befasst sich u. a. 
mit der Durchsetzung von Mieterhö-
hungsverlangen bzw. mit der Prüfung 
von deren Rechftmäßigkeit, er berät 
bei der Begründung bzw. Beendigung 
von Geschäftsraummietverhältnissen, 
er prüft Nebenkostenabrechnungen 
in rechtlicher Hinsicht und vertritt sei-
ne Mandanten in allen prozessualen 
Streitigkeiten rund um die Gewer-
beimmobilie. Im WEG-Recht vertritt 
und berät er sowohl Hausverwal-
tungen als auch Eigentümergemein-
schaften in allen das Gemeinschafts-
eigentum betreffenden Fragen.

Sollten Sie Beratungsbedarf im 
Wohn- und Gewerbemietrecht, im 
Wohnungseigentumsrecht oder in in-
terdisziplinären Fragen mit Berüh-
rungspunkten zum Bau- und Archi-
tektenrecht haben, so steht Ihnen 
Herr Rechtsanwalt Krah als An-
sprechpartner zur Verfügung.

Aktuelles
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Vereinbaren die Parteien eines Bauver-
trages, dass ein Betrag von 5 % der Netto-
schlussabrechnungssumme zur Sicherung 
einbehalten werden darf, der Unternehmer 
diesen Einbehalt durch eine Bankbürg-
schaft ablösen kann und weiter: „Diese Si-
cherheit - gleich ob als Einbehalt oder als 
Bürgschaft - dient in dem Zeitraum von der 
Abnahme bis zum Eintritt der Verjährung 
der Mängelansprüche dazu, die Rechte des 
Auftraggebers bei Mängeln (§ 634 BGB) 
(inklusive Aufwendungsersatz und Kosten-
vorschuss bei Selbstvornehme), jedwede 
Schadensersatzansprüche des Auftragge-
bers (insbesondere gemäß der §§ 280 ff. 
BGB) und die Ansprüche des Auftragge-
bers auf Erstattung von 
Überzahlungen aus diesem 
Vertrag (auch hinsichtlich 
geänderter und zusätzlicher 
Leistungen) abzusichern.“ 
ist der Besteller jedenfalls 
während des vereinbarten 
Sicherungszeitraums nicht 
berechtigt, nachdem er den 
Betrag einbehalten hat, gegen diesen Rest-
werklohnanspruch mit einer Forderung 
aus einem anderen Vertrag aufzurechnen. 
� BGH, Urteil vom 14.09.2017  
� - VII ZR 3/17

Der Kläger begehrt als Insolvenzverwalter über 
das Vermögen der Auftragnehmerin Restwerk-
lohnansprüche in Höhe von insgesamt 
€ 10.486,40 aus drei Bauvorhaben.

Bei allen Bauvorhaben hatte die Auftraggebe-
rin mit der Auftragnehmerin vereinbart, dass ein 
Betrag von 5 % der Nettoschlussabrechnungs-
summe zur Sicherung etwaiger Mängelansprü-
che einbehalten werden durfte. Der Vertrag en-
thielt zudem die oben in den Entscheidungs-
gründen kursiv gedruckte Klausel. Zu einer Ab-
lösung durch Bürgschaft kam es nicht, die Be-
klagte behielt vereinbarungsgemäß die 
Klagesumme ein. Später erklärte sie die Aufrech-
nung mit angeblichen die Klageforderung über-
steigenden Schadensersatzansprüchen aus einem 
anderen Bauvorhaben mit der Auftragnehmerin. 

Die Entscheidung des Gerichts
Die Klage des Insolvenzverwalters auf Restwer-
klohn ist erfolgreich. Eine Aufrechnung des Si-
cherheitseinbehaltes mit streitigen Gegenan-
sprüchen aus einem anderen Bauvorhaben ist 
nach Auffassung des BGH unzulässig. Zwar 
finde sich in den Verträgen der Parteien kein 
ausdrückliches Aufrechnungsverbot, dies ergä-
be sich jedoch stillschweigend aus der Siche-
rungsvereinbarung des Vertrages. Denn eine 
beiderseits interessengerechte Auslegung führte 
dazu, dass eine projektübergreifende Aufrech-
nung jedenfalls während des vereinbarten Si-
cherungszeitraums nicht möglich sei. Beide 
Parteien könnten redlicherweise die vertrag-
lichen Vereinbarungen nur dahingehend ver-

stehen, dass weitere Aufrech-
nungsmöglichkeiten stillschwei-
gend ausgeschlossen seien. 
Hierfür spreche auch die Mög-
lichkeit der Ablösung der Si-
cherheit durch Bürgschaft, da 
diese auf ein konkretes Projekt 
bezogen sei und somit nicht zu 
einer über den Sicherungszweck 

hinausgehenden Besserstellung des Bestellers 
führe.

Hinweis für die Praxis
Da die projektübergreifende Aufrechnung den 
Auftraggebern die Möglichkeit bot, eine Erhö-
hung ihrer Sicherheit für andere Bauvorhaben 
zu erreichen und das eigene Risiko ausfallender 
Forderungen zu minimieren, war es gängige 
Praxis vieler Auftraggeber, ihre Unterlagen 
nach etwaigen Gegenansprüchen gegen den 
Auftragnehmer zu durchsuchen und so der 
Auszahlung des Sicherheitseinbehalts durch 
Aufrechnung entgegenzuwirken. 

Eine bittere Pille für Auftragnehmer, insbe-
sondere wenn sie weitverzweigte Geschäftsbe-
ziehungen mit ihren Vertragspartnern pflegen. 
Schließlich war für sie dann kaum noch nach-
vollziehbar, wann, in welcher Höhe oder ob 
überhaupt noch Zahlungsansprüche bestehen. 
Diesem Ungleichgewicht hat der BGH mit 
seiner Entscheidung nun einen Riegel vorge-
schoben.� 

Keine projektübergreifende Auf-
rechnung des Sicherheitseinbehalts 

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

Aufrechnungs-
verbot ergibt 

sich stillschwei-
gend aus Siche-

rungsabrede

Veranstaltungen, auf denen Berufs-
träger unserer Kanzlei im nächsten 
Quartal als Referenten auftreten

Videoüberwachung in 
Krankenhäusern
Referent: RA Dr. Ulrich Dieckert
Termin/Ort: 
23.10.2017, Bad Kissingen
Veranstalter: Verband der 
Krankenhausdirektoren 
Deutschlands e. V.

Planerhaftung im Brandschutz
Referent: RA Dr. Ulrich Dieckert
Termin/Ort: 26.10.2017, Fulda
Veranstalter: BHE-Akademie

Haftungsrisiken von Errich-
tern bei Eingriff in fremde 
Netze
Referent: RA Dr. Ulrich Dieckert
Termin/Ort: 08.11.2017, Essen
Veranstalter: BHE-Kongress

Rechtsliche Grundlagen für 
den Sicherheitsmanager
Referent: RA Dr. Ulrich Dieckert
Termin/Ort: 09.11.2017, Köln
Veranstalter: 
SIMEDIA Akademie GmbH

Haftungsfragen 
Rauchwarnmelder
Referent: RA Dr. Ulrich Dieckert
Termin/Ort: 
22.11.2017, Frankfurt
Veranstalter: Feuertrutz

Meldepflichten von  
Brandschutzprüfern
Referent: RA Hendrik Bach
Termin/Ort: 28.11.2017, Celle
Veranstalter: 
Niedersächsische Akademie für 
Brand- und Katastrophenschutz

Bedeutung der anerkannten 
Regeln der Technik
Referent: RA Dr. Ulrich Dieckert
Termin/Ort: 02.12.2017, Berlin
Veranstalter: 
Deutscher Holzschutzfachband

Termine



Nummer 4 | Oktober 2017� Seite 7

Auch im Winter 2017/2018  führen wir wie-
der unsere bewährten Schulungen zum 

Baurecht durch. Wie Sie der nachstehenden 
Übersicht entnehmen können, sprechen wir 
dabei sowohl Bauleiter als auch Baukaufleute 
und Poliere an. Wenn Sie diese Seminare für Ihr 
Unternehmen als Inhouse-Schulungen buchen 
wollen, sprechen Sie bitte unsere zuständige 
Frau Goltz unter jana.goltz@dieckert.de an. 
Diese nimmt auch Anmeldungen zu den u. a. 
Sammelschulungen entgegen.

Für alle Seminare gelten für Anmeldungen 
folgende Sonderkonditionen:

Mehrfachanmeldungen: Bei Anmeldungen 
von mehr als drei Teilnehmern zu einem Semi-
nar gewähren wir einen Nachlass von 20 % auf 
den Gesamtbetrag der Rechnung.

Frühbucherrabatt: Bei Anmeldungen, die 
vier Wochen vor der jeweiligen Veranstaltung 
bei uns eingehen, gewähren wir einen Früh-
bucherrabatt in Höhe von 15 % auf den Ge-
samtbetrag der Rechnung.

Eine Kombination der Ermäßigungen ist 
nicht möglich.

Schulungen im Winter 2017/2018
www.bauleiterschulung.de

Die VOB/B an einem Tag (Vergütung und Nach-
träge; Ausführungsfristen und Behinderungen; 
Abnahme und Mängel; Stundenlohnarbeiten;  
Abrechnung; Sicherung der Werklohnforderung)

Datum: 16.11.2017       Dauer: 1 Tag

Referent: RA Markus Fiedler

Seminarunterlagen: Handbuch „VOB für Bauleiter“  

Konditionen: € 290,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Einführung in die VOB 

Die komplette VOB/B an zwei Tagen - unser 
meistgebuchtes Seminar

Datum: 02.11./03.11.2017       Dauer: 2 Tage

Referent: RA Bernd Kimmich 

Seminarunterlagen: Handbuch „VOB für Bauleiter“  

Konditionen: € 590,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Bauleiterschulung: 
Die VOB/B in der Praxis (Hamburg)

Die komplette VOB/B an zwei Tagen - unser 
meistgebuchtes Seminar

Datum: 04.12./05.12.2017       Dauer: 2 Tage

Referent: RA Bernd Kimmich 

Seminarunterlagen: Handbuch „VOB für Bauleiter“  

Konditionen: € 590,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Bauleiterschulung: 
Die VOB/B in der Praxis (München)

Die wichtigsten Neuregelungen des 
BGB-Bauvertrages 2018

Datum: 14.12.2017       Dauer: 1 Tag

Referent: RA Hendrik Bach 

Seminarunterlagen: Schemata und Übersichten 

(kein ausformuliertes Seminarskript)  

Konditionen: € 310,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Die VOB und das neue Bauvertrags-
recht 2018 (Frankfurt)

Kaufmännische Bestätigungsschreiben, Loslö-
sung vom  Pauschalpreis, Leistungsverweige-
rung bei streitigen Nachträgen, Wirksamkeit 
vertraglicher Klauseln, Abwehr der Vertragsstra-
fe, Beweislastumkehr beim Aufmaß und mehr

Datum: 23.11.2017       Dauer: 1 Tag

Referent: RA Markus Fiedler

Seminarunterlagen: umfangreiches Skript 

Konditionen: € 290,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

20 Tipps und Tricks für  
auftragnehmer

Die wichtigsten Neuregelungen des 
BGB-Bauvertrages 2018

Datum: 15.12.2017       Dauer: 1 Tag

Referent: RA Bernd Kimmich 

Seminarunterlagen: Schemata und Übersichten 

(kein ausformuliertes Seminarskript)  

Konditionen: € 310,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Die VOB und das neue Bauvertrags-
recht 2018 (Hamburg)

Die wichtigsten Neuregelungen des 
BGB-Bauvertrages 2018

Datum: 11.01.2018       Dauer: 1 Tag

Referent: RA Markus Fiedler 

Seminarunterlagen: Schemata und Übersichten 

(kein ausformuliertes Seminarskript)  

Konditionen: € 310,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Die VOB und das neue Bauvertrags-
recht 2018 (Dresden)

Die komplette VOB/B an zwei Tagen - unser 
meistgebuchtes Seminar

Datum: 17.01./18.01.2018       Dauer: 2 Tage

Referent: RA Hendrik Bach

Seminarunterlagen: Handbuch „VOB für Bauleiter“  

Konditionen: € 590,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Bauleiterschulung: 
Die VOB/B in der Praxis (NRW)

Die komplette VOB/B an zwei Tagen - unser 
meistgebuchtes Seminar

Datum: 18.01./19.01.2018       Dauer: 2 Tage

Referent: RA Bernd Kimmich 

Seminarunterlagen: Handbuch „VOB für Bauleiter“  

Konditionen: € 590,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Bauleiterschulung: 
Die VOB/B in der Praxis (Berlin)

Die wichtigsten Neuregelungen des 
BGB-Bauvertrages 2018

Datum: 29.01.2018       Dauer: 1 Tag

Referent: RA Bernd Kimmich 

Seminarunterlagen: Schemata und Übersichten 

(kein ausformuliertes Seminarskript)  

Konditionen: € 310,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Die VOB und das neue Bauvertrags-
recht 2018 (Berlin)



Interview mit Herrn Rüdiger Meyer, Abtei-
lungsdirektor der Commerzbank AG, Ber-

lin, Geschäftskundenberatung

Newsletter: Herr Meyer, worauf kommt es 
einer Bank bei der Ausreichung von Krediten in 
erster Linie an?

Meyer: Vielen Dank für die wichtige einlei-
tende Frage. Vorab: Es ist immer gut, rechtzeitig 
mit dem Bankberater zu sprechen. Wenn die 
wirtschaftliche Lage stimmt, wird die Einräu-
mung z.B. einer Kreditlinie als Liquiditätsreser-
ve einfacher sein, als wenn die Zahlen - auch 
übergangsweise - eher schlecht aussehen. Primär 
sind die persönliche Kreditwürdigkeit (Stich-
wort: keine negativen SCHUFA- oder Creditre-
formauskünfte) und die wirtschaftliche 
Kreditfähigkeit (Stichwort: Kapitaldienstfähig-
keit, nachgewiesen durch entsprechende Unter-
lagen) wichtig. Hier wird geprüft, ob die Er-
tragskraft der Kreditnehmer nachhaltig eine 
Bedienung der Kreditraten erwarten lässt. Hier-
bei muss auch berücksichtigt werden, inwieweit 
der Unternehmer seine privaten Ausgaben lang-
fristig weiter tragen kann. Das schließt u. a. mit 
ein, wie die private Altersvorsorge geregelt ist. 
Dieses Thema wird leider viel zu oft vernachläs-
sigt, obwohl Altersarmut in den Medien sehr 
präsent ist. Ich nehme die Chance an dieser 
Stelle gern wahr, Ihre Mandanten für das The-
ma „Sparen für den Ruhestand“ zu sensibilisie-
ren.

newsletter: Welche Unterlagen werden 
denn zum Nachweis der Kapitaldienstfähigkeit 
in der Regel verlangt?

Meyer: Das ist ein stückweit abhängig von 
der Rechtsform des Kreditnehmers (natürliche 
oder juristische Person), der Höhe des Kredites 
und der Laufzeit der beantragten Darlehen. Üb-
licherweise die letzten beiden Jahresabschlüsse, 
aktuelle Betriebswirtschaftliche Auswertungen 
inkl. Summen- und Saldenliste, eine SCHUFA-
Ermächtigung nebst vertraulicher Selbstaus-
kunft des/der Bürgen (ab TEUR 100 oder über 
6 Jahren Laufzeit mit aktuellen Nachweisen un-
terlegt ...) sowie ggfs. ein Investitionsplan. Bei 
Existenzgründungen wird das Unterlagenset 

noch erweitert. 
newsletter: Und wie sieht es mit Sicher-
heiten aus? Hängt das auch von der Höhe des Kre-
dites ab?

Meyer: In der Tat hängt die Notwendigkeit 
einer Besicherung u.a. von der Darlehenshöhe, 
aber auch von der Laufzeit (üblicherweise über 
6 Jahre) sowie der Art des Kredites ab (Immobi-
liardarlehen werden stets über Grundschulden 
besichert).

newsletter: Welche Maßstäbe legen Sie bei 
der Prüfung eines Kreditantrages an? Gilt hier 
immer noch das berühmte Basel II?

meyer: Bei den Maßstäben verweise ich auf 
Ihre Eingangsfrage. Kurz gesagt: Wer sich bei 
individueller Betrachtung aller persönlichen 
und wirtschaftlichen Parameter ein Darlehen 
leisten kann, bekommt auch eines. Das gilt üb-
rigens für Selbständige und Firmen genauso, 
wie für Angestellte. Hier erfolgt tatsächlich am 
Ende eine Gleichbehandlung, auch wenn dies 
manchmal anders empfunden wird. Basel II ist 
für uns über das Deutsche Kreditwesengesetz ei-
ne der wesentlichen Richtlinien. Aber ergän-
zend greift auch Basel III u.a. über das Thema 
Eigenkapitalerfordernisse der Bank. Daher sind 
die korrekte Zuweisung von Darlehenszwecken 
und gegebenenfalls die Besicherung für uns so 
wichtig.

newsletter: Wie sieht es mit Branchenra-
tings aus? Uns interessiert hier in erster Linie die 
Baubranche.

Meyer: Grundsätzlich wird nach den gesetz-
lichen Vorgaben jeder Kreditnehmer von einer 
Bank individuell geratet, das Branchenrating ist 

nur eins von vielen Parametern. Bei Bestands-
kunden erfolgt ein tägliches Erfahrungsrating 
(neigt der Kunde z. B. eher zu Überziehungen 
oder hält er vorwiegend Guthaben?) Bei Neu-
kunden mit einem Kreditantrag werden die Bo-
nitätsparameter aus den o. a. Unterlagen elek-
tronisch verarbeitet und münden dann in einem 
Antragsrating. Die Baubranche an sich ist 
grundsätzlich in Ordnung.

Newsletter: Wie sehen Sie die Zinsent-
wicklungen in den nächsten Jahren? Sollte man 
aufgrund der günstigen Zinsen jetzt noch „zu-
schlagen“?

Meyer: Hier soll ich nun in meine Glaskugel 
schauen? Die Commerzbank sieht am langen 
Ende eher die Chance auf steigende Zinsen. 
Ob diese nun schon in 3 - 5 Jahren kommen 
oder erst in 8 - 10 Jahren ist leider spekulativ. 
Sie werden aber aus Ihrer eigenen Erfahrung 
wissen, dass im Zweifel die Kreditzinsen eher 
steigen als die Anlageverzinsung. Und wer das 
Thema Kredit schon länger verfolgt, wird 
Zeiten erlebt haben, in denen die Zinssätze für 
langfristige Darlehen bei über 10 % gelegen ha-
ben. Konkrete Antwort auf den zweiten Teil 
Ihrer Frage: Jetzt zuschlagen, wenn es die wirt-
schaftliche Situation erlaubt. Ich hätte da eine 
tolle Bankempfehlung für Sie und Ihre Man-
danten ...

Newsletter: Herr Meyer, wir danken für 
dieses interessante Gespräch.

Kreditfinanzierung von Unternehmen und Investitionen!
Das aktuelle Interview
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Unternehmergespräch 
am 14. Dezember 2017

Themen:
- Kreditfinanzierung
- Steuergesetzgebung
Referenten:
- Rüdiger Meyer (Commerzbank)
- Dr. Annette Funk (Steuerberaterin)

Einladung folgt gesondert!

Ankündigung


